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I.  Begriff der Nachhaltigkeit 

Der Begriff der Nachhaltigkeit, der zum ersten Mal in dem sog. 
Brundtland-Report "Our Common Future" 1987 im Zusammenhang 
mit "sustainable development" erschien und vor allem durch die Kon-
ferenz der Vereinten Nationen in Rio de Janeiro 1992 bekannt wurde, 
ist auf die unterschiedlichste Art definiert worden und wird inzwischen 
in vielfältigen Zusammenhängen, teilweise gedankenlos, verwendet, 
so dass er fast schon zu einem "Plastikwort" verkommen ist. In seiner 
vielseitigen Interpretation und Verwendung liegt eindeutig eine Schwä-
che, andererseits wird aber gerade in der Konsensfähigkeit des Be-
griffs eine Stärke der Idee gesehen.1 Vereinfacht lassen sich drei we-
sentliche Begriffsinhalte unterscheiden: 

– In dem erwähnten Brundtland-Report wird "Sustainable Devel-
opment" verstanden als "development that meets the needs of the 
present without compromising the ability of future generations to 
meet their own needs".2 In diesem ersten Begriffsverständnis ist 
somit vor allem das Verhältnis gegenwärtiger zu zukünftigen Ge-
nerationen enthalten, das auch als Generationengerechtigkeit be-
zeichnet wird und damit eine Balance in der Zeit enthält.  

– In einem zweiten Begriffsverständnis, das vor allem im Aktions-
programm Agenda 21 der Vereinten Nationen zum Ausdruck 
kam,3 ist häufig ein Ausgleich zwischen ökologischen, ökonomi-
schen und sozialen Interessen enthalten, der unter Partizipation 
der Betroffenen hergestellt werden soll. Diese integrierte 
Sichtweise stellt eine Balance in der Sache dar.  

– Bei der 2. Sommerakademie für Führungskräfte aus Wirtschaft 
und Verwaltung der Deutschen Hochschule für Verwaltungswis-
senschaften Speyer "Erfolg im Osten II" 1992 habe ich in meinem 
Einführungsvortrag gefordert: "Die neue Verwaltung nachhaltig 

                                    
1 Luks, Fred, Nachhaltigkeit, 2002, S. 9. 

2 OECD (Hrsg.), Advancing sustainable development, Policy Brief, March 
2006, S. 2. 

3 Vgl. etwa Christian Tausch, Der Beitrag der Kommunalverwaltung für die 
Lokale Agenda 21, in: Kopatz, Michael (Hrsg.), Reformziel Nachhaltigkeit, 
2003, S. 251 (252). 
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entwickeln". Dabei habe ich unter diesem Leitbild ein "beständi-
ges, beharrliches und zielstrebiges Arbeiten (verstanden), das un-
ter Wahrung der eigenen Identität des Landes ganzheitlich, pro-
zessual und langfristig orientiert den Aufbau und die Entwicklung 
gestaltet".4 Damit ist in einem dritten Begriffsverständnis vor al-
lem der prozessuale Aspekt einer nachhaltigen Entwicklung ange-
sprochen. 

Vor allem im letzteren Sinne soll der Begriff "Nachhaltige Verwal-
tungsmodernisierung" in diesem Zusammenhang verstanden werden. 
Dieses Verständnis ist eng verwandt mit dem Begriff der "Lernenden 
Verwaltung",5 die in einem kontinuierlichen Verbesserungsprozess das 
Ziel einer modernen Verwaltung anstrebt, dabei neue Erkenntnisse 
und Entwicklungen aufnimmt und den Verbesserungsprozess, trotz 
zwischenzeitlicher Fehlentwicklungen, Enttäuschungen und Rück-
schlägen, beharrlich weiter verfolgt. In diesem Sinne kann auch der 
Begriff einer "Qualität der Verwaltung" neu verstanden werden.  

Eine Dokumentation der Ansätze und Materialien zur Nachhaltig-
keit enthält Anlage 1. 

II.  Verwaltungsmodernisierung 

Die dominierenden politisch-administrativen Leitbilder der öffentlichen 
Verwaltung in Deutschland werden etwa von Werner Jann6 in "langen 
Wellen" nachgezeichnet. Danach war die unmittelbare Nachkriegszeit 
etwa bis in die Mitte der 60er Jahre von dem klassischen Leitbild 
"Demokratischer Rechtsstaat" geprägt. Danach ging es bis etwa Ende 
der 70er Jahre vor allem um den "Aktiven Staat". Dieser wurde wie-
derum vom "Schlanken Staat" abgelöst, bis schließlich Mitte der 90er 
Jahre der "Aktivierende Staat" als neuartiges Leitbild entwickelt wurde. 

                                    
4 Hill, Hermann, Die neue Verwaltung nachhaltig entwickeln – Bilanz und 

Perspektive nach zwei Jahren Aufbauarbeit, in: ders. (Hrsg.), Erfolg im 
Osten II, 1993, S. 25 (35). 

5 Hill, Hermann, Lernen und Innovation in der öffentlichen Verwaltung, Ver-
waltung und Fortbildung (VuF) 4/1994, S. 275 ff.  

6 Jann, Werner, Governance als Reformstrategie – Vom Wandel und der Be-
deutung verwaltungspolitischer Leitbilder, in: Schuppert, Gunnar Folke 
(Hrsg.), Governance-Forschung, 2005, S. 21 (27 f.). 
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Für die jeweiligen Perioden sieht Jann die Konzepte Demokratie, Pla-
nung, Management und schließlich Governance als prägend an. Ich 
habe kürzlich im Hinblick auf ein "Public Value Management" den 
"Wertschöpfenden Staat" als neues Leitbild vorgeschlagen.7 

Vor allem die 90er Jahre waren durch intensive Bemühungen zur 
Verwaltungsmodernisierung nach dem Konzept des "New Public Ma-
nagement" gekennzeichnet, das zunächst vor allem in den Kommunen 
unter dem Begriff des sog. "Neuen Steuerungsmodells" eingeführt und 
später teilweise auch auf Landes- und Bundesverwaltungen übertra-
gen wurde.8 Untersuchungen über die Ergebnisse und Wirkungen die-
ses Ansatzes der Verwaltungsmodernisierung liegen bisher in Deutsch-
land nur teilweise vor. Ebenso gibt es relativ wenige international ver-
gleichende Darstellungen. Dagegen ist vor allem in der Schweiz eine 
ausgeprägte Evaluationskultur vorhanden, die verschiedene Untersu-
chungen hervorgebracht hat. Eine Übersicht über Untersuchungen zu 
Ergebnissen und Wirkungen der Verwaltungsmodernisierung zeigt 
Anlage 2. 

Der Begriff der Nachhaltigkeit ist mit der Verwaltungsmodernisie-
rung erst selten in Verbindung gebracht worden. Ein entsprechender 
Überblick findet sich in Anlage 3. Ich habe 1997 folgende Ansatz-
punkte für Nachhaltigkeit in der Verwaltungsmodernisierung festgehal-
ten:9 

– Entwicklung von Leitbildern und Qualitätsmanagement gemein-
sam mit Mitarbeitern und Bürgern 

– Zuordnung, Abwägung und Priorisierung von Zielen im Rahmen 
von strategischer Planung und demokratischer Verantwortung 

– Bewusster und transparenter Einsatz von Ressourcen durch Pro-
duktdefinition und Zielvereinbarungen 

– Ganzheitliche Problembearbeitung und Kreativitätsentfaltung durch 
Budgetierung und dezentrale Ressourcenverantwortung 

                                    
7 Hill, Hermann, Von Good Governance zu Public Leadership, Verwaltung und 

Management 2006, 81 (83). 

8 Hill, Hermann, Aufgabenkritik, Privatisierung und Neue Verwaltungssteue-
rung – Einführung und Bilanz, in: ders. (Hrsg.), Aufgabenkritik, Privatisie-
rung und Neue Verwaltungssteuerung, 2004, S. 9 (15). 

9 Hill, Hermann, Verwaltungsreform und Nachhaltigkeit, die innovative ver-
waltung 4/1997, 34 (36). 
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– Verbesserung der Organisationsleistung und Mitarbeitermotivation 
durch Hierarchieabflachung und Prozessneugestaltung  

– Wechselseitige Optimierung von Struktur, Technik, Kultur 

– Vernetzung, Rückkopplung und Neuausrichtung durch Controlling 
und Berichtswesen 

– Angebote zur Identifikation, Qualifikation, Gehalts- und Zeitflexi-
bilität sowie Handlungsspielräume durch modernes Personalma-
nagement 

– Durchführung von Befragungen zur Integration von Mitarbeiter- 
und Bürgerwissen 

– Informations- und Kommunikationsangebote zu Bürokratieabbau, 
Selbststeuerung und Wissenserneuerung 

– Synergieeffekte und Innovationsimpulse durch Wettbewerb und 
Partnerschaft 

– Schaffung von Lebenskontexten und Handlungsmöglichkeiten zur 
Aktivierung vielfältiger Akteure 

– Nachhaltiger Modernisierungserfolg durch Modernisierungsbilan-
zen, Erfahrungsaustausch und Nutzen von Lernerfahrungen.  

III.  Kriterien für nachhaltige Verwaltungsmodernisierung 

Die unter II. dargestellten Untersuchungen beschäftigen sich im We-
sentlichen mit inhaltlichen Ergebnissen und Wirkungen des Verwal-
tungshandelns. Eine Analyse des Prozesses einer nachhaltigen Verwal-
tungsmodernisierung ist bisher kaum vorgenommen worden, jedenfalls 
nicht unter empirischer Absicherung.  

In den von Hermann Hill und Helmut Klages initiierten Speyerer 
Qualitätswettbewerben wurden jeweils neben dem Modernisierungs-
konzept und den Ergebnissen bzw. Wirkungen auch Wert auf die Ge-
staltung des Modernisierungsprozesses gelegt. So wurden etwa im 
4. Speyerer Qualitätswettbewerb 1998 die Bewerbungsschriften unter 
der Rubrik "Gestaltung des Modernisierungsprozesses" auf folgende 
Punkte hin untersucht:  

– Analyse/Diagnose Ausgangssituation und Rahmenbedingungen 

– Planung und Steuerung des Veränderungsprozesses 
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– Praktizierung eines funktionierenden Projektmanagements 

– Mobilisierung/Qualifizierung/Abbau Ängste Mitarbeiter 

– Nachhaltiger Lernprozess 

– Chancengleichheit und Integration von Anspruchsgruppen.10 

Im 6. Speyerer Qualitätswettbewerb 2002 wurden als allgemeine 
Bewertungskriterien für alle Themenfelder zugrunde gelegt:11 

Konzeptqualität 

– Wurden die Ziele klar definiert? 

– Ist das Konzept in sich stimmig und schlüssig? 

– Sind die mit der Verwirklichung des Konzepts zu erwartenden 
Beiträge dazu geeignet, die gesetzten Ziele zu erreichen? 

Verknüpfung mit dem allgemeinen Modernisierungsprozess 

– Sind die Aktivitäten im Themenfeld mit den allgemeinen Zielen 
der Verwaltungsmodernisierung verknüpft? 

– Sind die Aktivitäten im Themenfeld mit anderen Maßnahmen der 
Verwaltungsmodernisierung verknüpft (oder "Insel-Lösung")? 

– Haben die Aktivitäten im Themenfeld Rückwirkungen für das 
sonstige Verwaltungshandeln? Werden daraus Konsequenzen ge-
zogen? 

Umsetzung/Reifegrad 

– Wie weit ist die Umsetzung fortgeschritten? Welche nachweisba-
ren Ergebnisse wurden erzielt? 

– Inwieweit ist eine breite Unterstützung gewährleistet: Ruhen die 
Veränderungen auf vielen Schultern in der Verwaltung/in der 
Bürgerschaft? 

– Inwieweit sind die Dauerhaftigkeit und Nachhaltigkeit gewähr-
leistet? 

                                    
10 Klages, Helmut, Konzept und Verlauf des 4. Speyerer Qualitätswettbewerb, 

in: Hill, Hermann/Klages, Helmut (Hrsg.), Innovationen durch Spitzenverwal-
tungen, 1999, S. 35 (43). 

11 Vgl. Bewerberbroschüre zum 6. Speyerer Qualitätswettbewerb 2002, S. 18 f.  
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Innovation 

– Handelt es sich um neue/originelle Ideen oder sind diese so oder 
ähnlich bereits verschiedentlich verwirklicht? 

– Wurden innovative, kreative Wege bei der Konzeptentwicklung 
bzw. Verwirklichung gegangen? 

Qualität des Prozess- und Projektmanagements 

– Wie wurde der Veränderungsprozess im Themenfeld geplant und 
gesteuert? 

– Inwieweit wurden die relevanten Akteure informiert, beteiligt und 
eingebunden? 

– Inwieweit wurden die gewonnenen Erfahrungen bilanziert, aus-
gewertet sowie die daraus gezogenen Lehren umgesetzt? 

Gender Mainstreaming 

– Sind die Interessen beider Geschlechter von Anfang an bei der 
Planung und Umsetzung der Aktivitäten im Themenfeld berück-
sichtigt worden? 

– Welche Auswirkungen haben sich daraus ergeben? 

Nutzen 

– Welcher konkrete Nutzen wird für wen erbracht? 

– Wie wird der Nutzen gemessen und nachgewiesen? 

– Wie sieht die Kosten-/Nutzenrelation aus? 

Übertragbarkeit 

– Ist die Vorgehensweise auf andere Verwaltungen übertragbar und 
in welchem Ausmaß? 

In Zusammenarbeit mit dem Innovationsring "Kreisverwaltung der Zu-
kunft" des Deutschen Landkreistages haben Hermann Hill und Helmut 
Klages zudem 1995 neben Modernisierungszielen und zentralen Kon-
zeptfaktoren auch zentrale Prozessfaktoren der Modernisierung erar-
beitet. Diese stellen sich wie folgt dar:12 

                                    
12 Hill, Hermann/Klages, Helmut i.V.m. dem Deutschen Landkreistag (Hrsg.), 

Kreisverwaltung der Zukunft, 1995, S. 34-36; vgl. auch Hill, Hermann, 
Und sie bewegt sich doch: Wie Bürokratien lernen, in: Schmitz/Heitger/ 
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1. es muss ein kraftvolles Engagement der Leitung gewährleistet 
sein und demonstrativ nach außen getragen werden; 

2. es muss eine tragfähige und ausstrahlungskräftige "Kernmann-
schaft" gebildet werden, die neben Führungskräften auch weitere 
Mitarbeiter/innen, wie auch den Personalrat einschließt; 

3. es muss im Anfangsstadium des Änderungsprozesses eine Auf-
bruchsstimmung als Beginn eines "Kulturwandels" herbeigeführt 
werden; 

4. es sollte mit einem möglichst hohen Grad an Beteiligung ein 
"Leitbild" des Modernisierungsprozesses entwickelt werden; 
dieses Leitbild sollte auf einer Selbstbewertung aufbauen, an 
welcher alle Teile der Kreisverwaltung mitwirken sollten; 

5. es muss ein leistungsfähiges Prozessmanagement gewährleistet 
werden; 

6. es sollten transparente Prozessregeln vereinbart und veröffentlicht 
werden; u.a. sollte der Verzicht auf Entlassungen aufgrund von 
Modernisierungserfolgen und auf die Verfolgung von moderni-
sierungsbedingten Fehlern deklariert werden; 

7. es muss – gegebenenfalls über eine Kontaktgruppe – eine 
rechtzeitige Einbindung des Kreistages sichergestellt werden; 

8. es muss eine Verbindung von "Top down"- und "Bottom up"-
Elementen gewährleistet werden, welche die Kombination einer 
zielsicheren und leistungsfähigen Prozesssteuerung mit der Eröff-
nung von Handlungsspielräumen "unten" ermöglicht; zu diesem 
Zweck muss grundsätzlich die Einführung eines "Qualitätsmana-
gement" in Betracht gezogen werden; 

9. die Mitarbeiter/innen müssen in diesem Rahmen zu Verbesse-
rungsvorschlägen aufgefordert werden; die Bereitschaft zur 
ernsthaften Befassung mit diesen muss überzeugend unter 
Beweis gestellt werden; 

10. die Mitarbeiter/innen müssen die Chance zur Beteiligung in ver-
schiedenen Formen haben. Projektgruppen und Qualitätszirkel 
sollten angeregt bzw. nach Prüfung der Arbeitsabsichten geneh-
migt und gefördert werden; 

                                                                                                     
Gester (Hrsg.), Managerie, 4. Jahrbuch Systemisches Denken und Handeln 
im Management, 1997, S. 227 (232). 
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11. der in seinen Ausmaßen bisher meist noch unterschätzte Informa-
tionsbedarf der Mitarbeiter/innen sollte durch eine Mehrzahl von 
Instrumenten gedeckt werden; 

12. es muss eine zeitgenaue Verzahnung der Organisationsentwick-
lung mit einer Personalentwicklung gewährleistet werden, die 
eine anforderungsgerechte (Um-) Qualifizierung der Beteiligten für 
neue Aufgaben ermöglicht; 

13. es muss dafür Sorge getragen werden, dass die bereits zu Anfang 
an der Innovation interessierten Personen als Innovationspromo-
toren wirksam werden können; 

14. es muss sichergestellt werden, dass die Führungskräfte den Mo-
dernisierungsprozess verantwortungsvoll und motivationsfördernd 
mittragen; 

15. die Zögerer müssen integriert, entschiedene Gegner überzeugt 
werden; 

16. es müssen die Optionen der Konfliktstrategie und der Konsens-
strategie ohne eine einseitige Entscheidung zugunsten einer der 
beiden Alternativen über die gesamte Dauer des Änderungspro-
zesses hinweg offengehalten werden; 

17. es dürfen – sozialpsychologisch gesehen – keine "Durchhänger" 
im zeitlichen Ablauf eintreten; 

18. es muss eine Vorgehensweise gewählt werden, welche eine 
schrittweise Erzielung von "spürbaren" Zwischenerfolgen gestattet, 
so dass die Beteiligten jederzeit die Aussicht auf "Erfolgserleb-
nisse" haben; 

19. es muss eine Zeit- wie auch Prozessplanung zur Orientierung 
entwickelt und bekannt gemacht werden, die zwar flexibel ge-
handhabt werden kann, aber zu jedem Augenblick transparent 
sein muss; Änderungen müssen nach außen plausibel gemacht 
werden; 

20. es muss für eine zeitliche Koordination der Einzelheiten des 
Änderungsprozesses Sorge getragen werden; 

21. diese Koordination muss gewährleisten, dass der Gesamtzeitbe-
darf durch keine vermeidbaren Zeitaufwendungen erhöht wird; 

22. der Prozess ist jedoch so zu gestalten, dass ein Lernen am Er-
folg/Misserfolg und eine Nutzung der Lernergebnisse für seinen 
weiteren Fortgang gewährleistet sind.  
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Helmut Klages hat in einem neueren Beitrag folgende Erfolgsfaktoren 
einer nachhaltigen Verwaltungsmodernisierung aufgeführt:13 

– Verwirklichung des Managementzyklus 

– prozesshafte Reformplanung und –steuerung 

– Operieren mit Maßnahmenkombinationen 

– Präsenz von Machtpromotoren 

– Einbeziehung interner und externer Akteure 

– Institutionalisierung 

– professionelles Prozess- und Projektmanagement 

Noch größerer Forschungsbedarf zeigt sich, wenn man eine internatio-
nal vergleichende Berücksichtigung verwaltungskultureller Kontexte 
heranzieht. Eine vorläufige Übersicht über vorliegende vergleichende 
Analysen von Verwaltungskulturen in Europa findet sich in Anlage 4. 

Im Folgenden sollen zehn Kriterien für eine nachhaltige Verwal-
tungsmodernisierung dargestellt werden. Eine Zusammenfassung fin-
det sich in Anlage 5.  

1.  Leadership 

Damit Verwaltungsmodernisierung erfolgreich verläuft, reicht es nicht 
aus, dass die Führungskräfte diesen Prozess unterstützen, vielmehr 
müssen sie selbst zu Agenten des Wandels im Sinne eines "Transfor-
mational Leadership" werden. In neueren Konzepten zu Leadership14 
wird zudem herausgestellt, dass es sich dabei nicht (nur) um 
persönliche Eigenschaften eines herausragenden Leaders handelt, 
sondern mehr um Rollen und Strukturen oder gar die Eigenheit und 
das Selbstverständnis eines ganzen Systems. Dabei gibt es nicht nur 
"Leadership at the top", sondern auf allen Ebenen einer Organisation 
muss der Geist der Veränderung spürbar werden. 

Unter I. wurde bereits angesprochen, dass mit dem Begriff der 
"Nachhaltigen Modernisierung" auch ein neues Qualitätsverständnis 

                                    
13 Klages, Helmut, Nachhaltige Verwaltungsmodernisierung, Verwaltung und 

Management 2003, 4 (8). 

14  Hill, Hermann (Fn.7), S. 82. 
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der Verwaltungsarbeit verbunden ist. In dem "Gemeinsamen Europäi-
schen Qualitätsbewertungssystem" (Common Assessment Framework 
– CAF), das von der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer in Zusammenarbeit mit der European Foundation 
Quality Management (EFQM) und dem European Institut for Public 
Administration (EIPA) erarbeitet wurde,15 sind im Themenfeld 1 auch 
Führungseigenschaften (englische Fassung: Leadership) angespro-
chen. In dem Bewertungsschema heißt es dazu: Beurteilen Sie an-
hand von Beobachtungen und Erfahrungen, was die Leitung der Orga-
nisation unternimmt, um  

1.1 der Organisation eine Richtung vorzugeben: Entwicklung und 
Vermittlung einer Vision, einer Mission und von Werten 

1.2 ein Managementsystem für die Organisation zu entwickeln und 
umzusetzen 

1.3 die Beschäftigten der Organisation zu motivieren und zu unter-
stützen und eine Vorbildfunktion auszuüben 

1.4 zu Politikern und anderen Interessengruppen angemessene Be-
ziehungen zu pflegen 

Im vorliegenden Zusammenhang sind vor allem die Punkte 1.1 sowie 
1.3 von Bedeutung. Als Indikatoren zu diesen Kriterien werden 
genannt: 

1.1.1 Entwicklung und Formulierung einer Vision (wohin wollen wir) 
und einer Mission (was sind unsere Ziele) der Organisation. 

1.1.2 Schaffung eines Werterahmens und eines Verhaltenskodexes. 

1.1.3 Übertragung der Vision und der Mission in strategische (mit-
telfristige) und operative (konkrete und kurzfristige) Ziele und 
Maßnahmen. 

1.1.4 Einbeziehung relevanter Interessengruppen bei der Entwick-
lung einer Vision, Mission, eines Werterahmens, strategischer 
und operativer Ziele (z.B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
Bürgerinnen und Bürger/Kundinnen und Kunden, gewählte 
Vertreterinnen und Vertreter, Lieferantinnen und Lieferanten, 
etc.) 

                                    
15 Bundesministerium des Innern (Hrsg.), Common Assessment Framework 

(CAF), Broschüre, Stand April 2003, S. 11 ff. 
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1.1.5 Anpassung der Vision, der Mission und der Werte an verän-
derte äußere Bedingungen. 

1.1.6 Vermittlung der Vision, der Mission, der Werte und der strate-
gischen und operativen Ziele an alle Beschäftigten der Organi-
sation und andere Interessengruppen. 

 

1.3.1 Mit gutem Beispiel vorangehen/Vorbildfunktion ausüben. 

1.3.2 Bereitschaft zur Entgegennahme von konstruktiver Kritik und 
Verbesserungsvorschlägen bezüglich des eigenen Führungs-
verhaltens. 

1.3.3 Handeln im Einklang mit den aufgestellten Zielen und Werten. 

1.3.4 Umfassende Information der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

1.3.5 Unterstützung der Beschäftigten, um ihnen bei der Erfüllung 
ihrer Vorgaben und Ziele zu helfen und damit wiederum zum 
Erreichen der Ziele der gesamten Organisation beizutragen. 

1.3.6 Delegation von Verantwortung anregen und fördern (Em-
powerment). 

1.3.7 Ermutigung und Unterstützung der Beschäftigten, Vorschläge 
für Neuerungen und Verbesserungen zu unterbreiten und sich 
in ihrer täglichen Arbeit aktiv einzubringen. 

1.3.8 Gegenseitiges Vertrauen und Respekt fördern. 

1.3.9 Gewährleistung, dass eine Kultur entwickelt wird, in der Inno-
vationen angeregt, erkannt, geplant und umgesetzt werden. 

1.3.10 Anregung und Finanzierung von Fortbildungs- und Verbesse-
rungsmaßnahmen. 

1.3.11 Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Feedback geben und 
Leistungsergebnisse besprechen. 

1.3.12 Anerkennung und Belohnung der Leistung Einzelner und von 
Teams. 

1.3.13 Angemessene Berücksichtigung der individuellen Bedarfe und 
der persönlichen Situation der Beschäftigten. 

Auch in der Privatwirtschaft wird die kontinuierliche Erneuerung des 
Unternehmens als eines der zentralen Führungsthemen in einer Zeit 
des Umbruchs und der Turbulenz angesehen. Die Bestimmung der 
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Leadership-Qualität des Unternehmens wird dabei von Hans H. 
Hinterhuber et al.16 nach folgenden Kriterien vorgenommen: 
 

 

  selten immer 

  1  2 3 4 5 6 7 

1.  Kann jeder Mitarbeiter und jede Mitarbeite-
rin die Bedeutung des Kernauftrags klar 
und anschaulich erklären? 

 ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ

2.  Verstehen alle Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen, was sie tun müssen, um die Kern-
kompetenz(en) der Unternehmung weiter 
zu entwickeln? 

 ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ

3.  Definiert das Führungsteam die Kernpro-
dukte und Kerndienstleistungen, d. h. die 
Kerngeschäfte auf der Grundlage der Kern-
kompetenz(en) der Unternehmung? 

 ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ

4.  Ist das Engagement der Führungskräfte und 
Mitarbeiter darauf ausgerichtet, die Kerndif-
ferenzierungen für die Kernprodukte und 
Kerndienstleistungen weiter auszubauen? 

 ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ

5.  Berücksichtigt das Führungsteam das Well-
being aller Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
in den strategischen Plänen der Unterneh-
mung? 

 ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ

6.  Lebt jede Führungskraft die Führungswerte 
der Unternehmung? 

 ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ

7.  Verstehen alle Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen, was sie tun müssen, um zur Umset-
zung des Leitbildes der Unternehmung bei-
zutragen, d. h. Mehrwert für alle Stakehol-
der zu schaffen? 

 ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ

                                    
16 Hinterhuber, Hans H./Renzl, Birgit/Matzler, Kurt, Die kontinuierliche Er-

neuerung  des Unternehmens als Herausforderung für das strategische Con-
trolling, Controlling 2004, 451 (454). 
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  selten immer 

  1  2 3 4 5 6 7 

8.  Unterstützen die Organisation und die Ge-
schäftsprozesse kreatives Problemlösen und 
Erschließen neuer Möglichkeiten auf allen 
Verantwortungsebenen? 

 ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ

9.  Ist das Führungsteam fähig, die Strategien 
klar zu formulieren und zu kommunizieren 
sowie die Schlüsselpersonen in die Hand-
habung von Strategic Issues einzubeziehen? 

 ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ

10. Ist die Unternehmensidentität kohärent mit 
den Aussagen und Vorstellungen des Füh-
rungsteams? 

 ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ ٱ

Daraus ergeben sich folgende Kriterien für Leadership in der nachhal-
tigen Verwaltungsmodernisierung: 

Die Notwendigkeit der Modernisierung muss von den Führungs-
kräften erfolgreich vermittelt werden. Dies soll zum Verständnis und 
zur Unterstützung der Modernisierungsziele bei allen Mitarbeitern füh-
ren. Da vielfältige Modernisierungskonzepte vorhanden sind und sich 
teilweise überlagern oder sogar widersprechen, muss eine Klarheit 
über den eigenen Weg, über die Modernisierungsstrategien der eige-
nen Organisation geschaffen werden. Für die Umsetzung ist es von 
Bedeutung, dass neben den Machtpromotoren an der Spitze und den 
Fachpromotoren für die sachliche Umsetzung auch Prozesspromotoren 
vorhanden sind. Zudem muss klargestellt werden, dass es sich bei 
dem Prozess nicht nur um eine Mode oder Einzelaktion handelt. Viel-
mehr sollte eine institutionalisierte Prozessorganisation auch dafür 
sorgen, dass eine Verbindlichkeit des Prozesses geschaffen wird.  

2.  Potentiale 

Um Verwaltungsmodernisierung erfolgreich zu gestalten, ist eine Ana-
lyse und Entwicklung der Potentiale sowohl der einzelnen Mitarbeiter 
als auch der Organisation insgesamt erforderlich. Bei den Individuen 
betrifft das vor allem die Bereitschaft zur Modernisierung und zur Mit-
wirkung, entsprechende Kompetenzen sowie ein entsprechendes En-
gagement, die auch durch individuellen Nutzen, Übereinstimmung von 
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individuellen und organisationalen Interessen sowie angemessene 
Chancen zur Übernahme von Verantwortungsrollen17 geprägt sind. Mit 
Blick auf die Organisation müssen entsprechende Ressourcen und Ka-
pazitäten vorhanden sein sowie Unterstützungsprozesse organisiert 
werden, die ein Wissensmanagement sowie die Aktivierung und Ent-
faltung organisationaler Energie beinhalten.  

Modernisierung geschieht nicht von oben oder außen verordnet, 
sondern durch die Mitwirkung jedes Einzelnen. Häufig findet man eine 
Angst „der Modernisierten“ vor der Modernisierung. Nicht selten wird 
dabei Modernisierung von „den Betroffenen“ als Muss, als Bedrohung 
oder als Zwang aufgefasst. Dies hindert sie an bestmöglicher Leistung. 
Ziel der Bemühungen um eine angemessene Einstellung zur Moderni-
sierung muss es daher sein, diese als normales Geschehen aufzufas-
sen, dem unvoreingenommen in einem natürlichen (Lern-)Prozess be-
gegnet werden kann.18 Für besondere Problemstellungen müssen wei-
terhin unterschiedliche Lösungsansätze entwickelt und exemplarisch 
erprobt werden. Modernisierung erfordert deshalb auch eine gewisse 
Art von Resilienz19 und Kreativität. 

Im Hinblick auf die Entstehung und Förderung von organisationaler 
Energie werden etwa von Heike Bruch et al.20 folgende Einflussfakto-
ren genannt: 

– Eine hohe Qualität der Führung beinhaltet, dass es Führungs-
kräften auf allen Unternehmensebenen gelingt, durch vorbildli-
ches Handeln, Inspiration, Förderung der Kreativität und gezielte 
Personalentwicklung Mitarbeiter zu besonderem Einsatz zu moti-
vieren. 

– Ein weiterer zentraler Faktor der Energiemobilisierung sei die 
klare strategische Ausrichtung des Unternehmens, insbesondere 
eine überzeugende Vision, also eine explizite Vorstellung der 

                                    
17 Klages, Helmut, "Stille Revolution" und neue Werte, in: Fiebig, Johannes 

(Hrsg.), Abschied von Ego-Kult, 2001, S. 23 (29). 

18 Hill, Hermann, Modernisieren im Mind Age, in: ders. (Hrsg.), Modernisie-
rung – Prozess oder Entwicklungsstrategie?, 2001, S. 75 (83 f.). 

19 Sonnenmoser, Marion, Worin unterscheiden sich Resilienz, Selbstwirksam-
keit oder Hardiness?, Personalführung 4/2006, S. 48. 

20 Bruch, Heike/Vogel, Bernd/Morhart, Felicitas, Organisationale Energie. 
Messen, Nutzen und Erhalten der produktiven Kraft von Unternehmen, ZfO 
1/2006, S. 4 (7). 
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längerfristig angestrebten Zukunft, setze starke Kräfte frei. Ent-
scheidend für die wirksame Mobilisierung von Energie durch eine 
Vision sei deren Verankerung in weiten Teilen des Unternehmens. 

– Energien würde vor allem bei besonderen Herausforderungen wie 
großen Innovationen, Wachstumsphasen oder Wandlungsprozes-
sen freigesetzt. Produktive Energie entstünde allerdings nur, wenn 
Erfolgsglaube vorhanden sei und die Überzeugung vorherrsche, 
der Herausforderung auch gewachsen zu sein. 

– Ein weiterer wesentlicher Treiber organisationaler Energie sei 
kollektives Commitment, d.h. eine starke gemeinsame Verpflich-
tung der Mitarbeiter, Ziele tatsächlich umzusetzen. Damit sei 
auch die Bereitschaft verbunden, sich bei Schwierigkeiten und 
Rückschlägen weiterhin für die gemeinsamen Ziele einzusetzen. 

– Schließlich sei ein entscheidender Faktor für die Fokussierung der 
Energien der Grad an Kooperation im Unternehmen. Herrsche 
hoher Zusammenhalt bzw. ein starkes „Wir-Gefühl“ vor, seien Mit-
arbeiter bereit, sich füreinander einzusetzen und individuelle Inte-
ressen für die gemeinsamen Ziele zurückzustellen.  

3.  Kulturelle Kontexte 

Der Erfolg von Modernisierungsansätzen in der öffentlichen Verwaltung 
hängt auch von den vorhandenen national-kulturellen, organisatio-
nalen und binnenorganisationalen Kontexten ab und der Frage, inwie-
weit diese (mit) verändert werden können. Deshalb lassen sich etwa 
auch Best-Practice-Projekte nicht 1:1 übertragen. Im internationalen 
Schrifttum wird deshalb auch festgestellt, dass ein institutioneller 
Isomorphismus sich nur innerhalb von organisationellen Feldern er-
eigne, die sich durch gewisse Ähnlichkeit bzw. Vergleichbarkeit 
auszeichnen.21 Helmut Wollmann22 unterscheidet etwa bei der verglei-
chenden Analyse von Verwaltungsreformprozessen nach: 

                                    
21 Hill, Hermann, Good Governance – Konzepte und Kontexte, in: Schuppert, 

Gunnar Folke (Hrsg.), Governance-Forschung, 2005, S. 220 (235) m.w.N.  

22 Wollmann, Hellmut, Verwaltungspraktische Reformdiskurse und –verläufe 
im internationalen Vergleich, in: König, Klaus (Hrsg.), Deutsche Verwaltung 
an der Wende zum 21. Jahrhundert, 2002, S. 489 (492). 
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– institutionellen Rahmenbedingungen, wie verfassungsrechtlichen 
und verfassungspolitischen Entscheidungsstrukturen und –verfahren 

– verwaltungsstrukturellen Ausgangsbedingungen (etwa Umfang 
des Staatssektors, Verwaltungs-/Bürokratiemodell, etc.) 

– staats- und verwaltungsinstitutionellen und –kulturellen Grund-
strukturen (z. B. Rechtstaatstradition der kontinental-
europäischen, Public Interest/Civil Culture-Tradition der angel-
sächsischen Länder) 

– budgetären Rahmenbedingungen 

– (partei-) politischen Akteurskonstellationen 

– verwaltungspolitischen Diskurs-(und Reform-) Koalitionen 

– sowie internationaler Öffnung etwa durch trans-/ internationale 
Lern- und Austauschprozesse 

Üblicherweise23 wird in Europa zwischen vier grundlegenden Verwal-
tungstraditionen unterschieden:  

– die kontinentaleuropäische deutsche Tradition 

– die kontinentaleuropäische französische (napoleonische) Tradition 

– die angelsächsische Tradition 

– die skandinavische Tradition (als Mischung der angelsächsischen 
und deutschen Tradition) 

Mittlerweile ist zu fragen, ob sich nicht auch inzwischen eine eigen-
ständige südeuropäische Verwaltungstradition sowie vor allem eine 
mittel- und osteuropäische Verwaltungstradition herausgebildet haben. 
So zeigt sich etwa, dass durch eine Europäisierung „östlichen Stils“ 
wieder eine Rückbesinnung und stärkere Betonung rechtstaatlicher 
und demokratischer Prinzipien erfolgt.24 Eine Übersicht über interna-
tional vergleichende Ansätze findet sich in Anlage 4. 

Neben dem national-kulturellen Kontext beeinflussen auch der or-
ganisationale und der binnenorganisationale Kontext die Erfolgschan-
cen von Modernisierungsbemühungen. Dies betrifft etwa die Selbstän-
digkeit und Entscheidungsfreiheit einer Behörde sowie ihre Einbindung 

                                    
23 Vgl. etwa Lippert, Barbara/Umbach, Gaby, The Pressure of Europeanisation, 

2005, S. 61 ff. 

24 Hill (Fn. 21), S. 237 m.w.N. 
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in Hierarchien und Netzwerke. Die Binnenkultur wird nicht zuletzt 
auch sehr stark durch den jeweiligen Leiter der Behörde, interne Ent-
scheidungsabläufe, aber auch die berufliche Sozialisation der jeweili-
gen Mitarbeiter geprägt. 

4.  Startbedingungen und Entwicklungskorridore 

Das Klima, in dem eine Modernisierung stattfindet, hängt auch von 
Geschichte und Herkunft einer Organisation ab. Allerdings kann auch 
ein grundlegender Turnaround, wie beim Bundesverwaltungsamt, von 
einer traditionellen Verwaltungsbehörde hin zu einem modernen 
Dienstleistungsunternehmen gelingen. Weiterhin spielt etwa die Zuge-
hörigkeit zur Eingriffs-, Leistungs- oder Förderverwaltung eine Rolle, 
ebenso wie die Intensität und das Verständnis von Bürgerkontakten. 
Die unmittelbare Auseinandersetzung mit dem „Kunden“ fördert ein 
anderes Modernisierungsklima als die bürgerferne Erfüllung von Ver-
waltungsaufgaben. Ähnlich ist es bei der Frage nach der finanziellen 
Ausstattung bzw. dem Vorliegen von Sparauflagen. 

Beachtet werden muss auch der Modernisierungs- oder Reifegrad 
einer Behörde im Hinblick auf Reformbemühungen. Werden diese 
grade erst begonnen, stellt sich dies anders dar, als wenn eine fortlau-
fende Modernisierung ständiger Bestandteil der Verwaltungsarbeit ist. 
Immer wieder betont wird auch die „Pfadabhängigkeit“ von Reform-
maßnahmen.25 

5.  Ordnung der Veränderung 

Jedenfalls in legalistisch geprägten Kulturen spielt auch der rechtliche 
Rahmen für Modernisierungen eine wichtige Rolle. So wird etwa da-
rauf hingewiesen, dass die Einführung von eGovernment in Österreich 
deshalb besonders gut gelungen sei, weil ein entsprechendes Gesetz 
vorgelegen habe. Aus Berlin weiß man, dass die Einstellung zu 
Zielvereinbarungen in Behörden sich erst dann geändert hat als ein 
entsprechendes Verwaltungsreformgesetz diese ausdrücklich vor-

                                    
25 Wollmann, Hellmut, Transformation der Regierungs- und Verwaltungsstruk-

turen in postkommunistischen Ländern, in: Arthur Benz u.a. (Hrsg.), Institu-
tionenwandel in Regierung und Verwaltung, Festschrift für Klaus König, 
2004, S. 575 (580). 
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schrieb.26 Für verschiedene Reformmaßnahmen, etwa im kommunalen 
Bereich, sind in den neunziger Jahren sog. Experimentierklauseln 
eingeführt worden.27 

Innerhalb von Behörden kann das Regelwerk, etwa Geschäftsord-
nungen, Hausanweisungen, aber auch Leitfäden sowie eine entspre-
chende Software, legitimierende Wirkung für Reformmaßnahmen ent-
falten und die Bereitschaft zur Umsetzung erhöhen. Freilich müssen 
entsprechende Entscheidungsprozesse auch eingeübt und von der 
Führung vorgelebt werden. Im zwischenbehördlichen Bereich können 
Vergleichsringe, Wettbewerbe ebenso wie Partnerschaften und Netz-
werke die Reformbereitschaft sowie die Erfolgschancen erhöhen. 

6.  Leitbilder und Strategie 

Visionen und Leitbilder können Orientierungs-, Motivations- und Kom-
munikationsfunktionen übernehmen. Die Vorstellung einer möglichen 
Gesamtleistung aller Akteure schafft ein kohärentes Bild, das die ein-
zelnen Maßnahmen umfasst und anleitet. 

Vielfach sind Einzelmaßnahmen, wie etwa im Bereich des Perso-
nalmanagements, nicht mit der Gesamtstrategie und den übergreifen-
den Modernisierungszielen verknüpft. Geschieht dies, erscheinen sie in 
einem anderen Licht und ihr Sinn wird deutlich.28 Gleichwohl kann 
über einen längeren Modernisierungsprozess hinweg die Strategie 
nicht in allen Einzelheiten feststehen. Sie sollte deshalb die nötige Fle-
xibilität sowie Adaptions- und Entwicklungsfähigkeit haben, um auch 
Veränderungen und Neuinterpretationen während des Prozesses auf-
zunehmen. 

                                    
26 Die entsprechenden Gesetze sind abgedruckt in: Hill, Hermann (Hrsg.), 

Neuere Gesetze zur Verwaltungsmodernisierung, Speyerer Arbeitsheft Nr. 179, 
2005. 

27 Hill, Hermann/Klages Helmut (Hrsg.), Jenseits der Experimentierklausel, 
1996. 

28 Hill, Hermann, Vom Administrator zum Wertschöpfer, Personalwirtschaft 
5/2003, 16. 
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7.  Steuerung des Veränderungsprozesses 

Teilweise wird unter diesem Punkt auch der Kern einer gelingenden 
Modernisierung gesehen. Zunächst gehört dazu eine Zeit- und Ablauf-
planung, die den Reformschwung nutzt, aber nicht überfordert, die 
kurzfristig sichtbare Erfolge einplant, aber auch langfristigen Atem be-
hält und geeignet ist, Zäsuren und Rückschläge zu überwinden. 
Wichtig ist, dass diese Ablaufplanung auch transparent gemacht wird 
und die einzelnen Schritte immer wieder von kommunikativen 
Maßnahmen begleitet werden. 

Große Bedeutung für einen gelingenden Modernisierungsprozess 
hat zweifelsohne auch eine gute Organisation in Form eines wirksa-
men Projektmanagements, das Einzelmaßnahmen initiiert und beglei-
tet, als Anlaufstelle fungiert und für die Qualitätssicherung zuständig 
ist. Für die einzelnen Realisierungsinstrumente, wie etwa Zielvereinba-
rungen, Qualitätszirkel, Benchmarking etc. ist von Bedeutung, dass ihr 
Einsatz wie ihre Wirkungsrichtungen nicht isoliert stehen dürfen, son-
dern alle Bausteine miteinander verknüpft sind und sinnvoll ineinander 
greifen. Auch die Einbeziehung interner und externer Akteure in die 
Reformplanung und –Reformumsetzung ist von Bedeutung, um ihr 
Wissen und ihre Erfahrungen zu nutzen, aber auch die Akzeptanz und 
Realisierung zu fördern. Weitere Reformverstärker können Feedback-
Maßnahmen, wie etwa Kundenbefragungen, und ein entsprechendes 
Marketing der Reformmaßnahmen darstellen. 

8.  Verwirklichungsmanagement29 

Modernisierung darf kein Selbstzweck sein; es reicht nicht, dass allein 
der Weg schon das Ziel darstellt. Vielmehr soll am Ende eine Ver-
besserung der Verwaltungsleistung und ihrer Wirkungen für die Ge-
meinschaft stehen. Insofern sind Outcome- und Erfolgsorientierung 
sowie der Wertschöpfungsbeitrag für die Gemeinwohlrelevanz von 
vorneherein bei den Modernisierungsstrategien zu bedenken. 

Im Wirkungsmodell zur Evaluation der Verwaltungsreform in der 
schweizerischen Bundesverwaltung „Führen mit Leistungsauftrag und 
Globalbudget (FLAG)“ wurden Reformmaßnahmen und Reformwir-
kungen etwa wie folgt verknüpft: 

                                    
29 Hill, Hermann, Indikator Lebensqualität, 2002, S. 80 ff. 
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– Strategiewandel, z. B. Wirkungs- und Produktorientierung soll zu 
bürgernaher Verwaltungsleistung führen 

– Prozesswandel, z. B. neue Budgetierungsform soll zu tieferen 
Verwaltungskosten führen 

– Strukturwandel, wie z. B. Prozessorganisation und Dezentrali-
sierung soll zu höherer Leistungsqualität führen 

– Kulturwandel, z. B. Bürger- und Kundenorientierung soll zu 
höherer Bürger- und Kundenzufriedenheit führen30 

In gewisser Weise erinnert dies an die grundlegende Zweiteilung des 
EFQM- wie des CAF-Modells in sog. Enabler und Results. 

9.  Reflexivität, Lernprozesse 

Ein erfolgreicher Modernisierungsprozess kann nicht als lineares Mo-
dell mit einem feststehenden Ende verstanden werden. Selbst das 
kreislauforientierte Management- oder Controlling-Modell greift zu 
kurz, wenn nicht versucht wird, im nächsten Umlauf eine höhere 
Ebene zu erreichen. Insofern bietet sich eher das Modell einer Spirale 
für die Vorstellung der Lernprozesse an, die in Modernisierungsprozes-
sen erzielt werden sollen. 

Regelmäßige Zwischenevaluationen und Fortschrittsmessungen 
dienen dazu, Veränderungen aufzuzeigen. Die ständige Verbesserung 
muss Ziel aller Reformmaßnahmen sein. Im Idealfall stellt sich die 
Modernisierung als selbsttragender Prozess dar, der von Einzelperso-
nen, insbesondere dem Wechsel der Führungspersonen, unabhängig 
ist. 

10.  Übertragbarkeit 

Wie bereits festgestellt, ist der Erfolg von Modernisierungsmaßnahmen 
auch vom jeweiligen Kontext abhängig. Deshalb geht es zunächst da-
rum, für eine Übertragbarkeit isomorphe Rahmenbedingungen zu 
prüfen. Selbst wenn nicht alle Reformmaßnahmen und vor allem Re-

                                    
30 Ritz, Adrian, Was bewirken Verwaltungsreformen?, ÖHW 1-2/2005, 68 

(75). 
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formerfolge 1:1 übertragbar sind, lässt sich doch auch aus den Erfah-
rungen anderer Behörden lernen. Insofern ist eine Weitergabe und 
Auswertung des Reformwissens von Bedeutung.31 Dabei muss ver-
sucht werden, dieses Wissen im Hinblick auf seine erfolgskritischen 
Faktoren zu de-kontextualisieren. Ggf. lassen sich dabei auch ver-
schiedene unabhängige Variablen feststellen oder „Wenn-Dann-Ver-
läufe“ ermitteln. 

                                    
31 Hill, Hermann, Wie Erfahrungsschätze geborgen werden, Stadt und Ge-

meinde 4/1999, 130 (133). 
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Anlage 1 

Ansätze und Materialien zur Nachhaltigkeit 

– Advancing Sustainable Development, Policy Brief der OECD von 
März 2006. 

– Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland,  
www.bundesregierung.de/Politikthemen/Umwelt-,11405/ 
Nachhaltige-Entwicklung.htm. 

– 3. Agenda 21-Programm der Landesregierung 2005,  
Nachhaltigkeitsstrategie – Perspektiven für Rheinland-Pfalz,  
LT-Drs. 14/4821 vom 21.12.2005. 

 

– Ekardt, Felix, Das Prinzip Nachhaltigkeit. Generationengerechtig-
keit und globale Gerechtigkeit, München 2005. 

– Coenen, Reinhard (Hrsg.), Nachhaltigkeitsprobleme in Deutsch-
land. Analyse und Lösungsstrategien, Berlin 2003. 

– Luks, Fred, Nachhaltigkeit, Wissen 3000, Hamburg 2002. 

– Appel, Ivo, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge. Zum 
Wandel der Dogmatik öffentlichen Rechts am Beispiel des Kon-
zepts der nachhaltigen Entwicklung im Umweltrecht, Tübingen 
2005. 
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Anlage 2 

Untersuchungen zu Ergebnissen und Wirkungen der 
Verwaltungsmodernisierung 

– Bogumil, Jörg/Grohs, Stephan/Kuhlmann, Sabine, Ergebnisse 
und Wirkungen kommunaler Verwaltungsmodernisierung in 
Deutschland – Eine Evaluation nach zehn Jahren Praxiserfahrung, 
Politische Vierteljahresschrift (PVS) 1/2006, S. 1-34. 

– Bogumil, Jörg/Holtkamp, Lars/Schwarz, Gudrun, Das Reformmo-
dell Bürgerkommune, Leistungen-Grenzen-Perspektiven, Berlin 
2003. 

– Grunow, Dieter/Wollmann, Hellmut (Hrsg.), Lokale Verwaltungs-
reform in Aktion: Fortschritte und Fallstricke, Basel u.a. 1998. 

– Hill, Hermann/Klages, Helmut (Hrsg.), Zwischenbilanz der Ver-
waltungsmodernisierung, Stuttgart u.a. 1998. 

– Jaedicke, Wolfgang/Thrun, Thomas/ Wollmann, Hellmut, Mo-
dernisierung der Kommunalverwaltung. Evaluierungsstudie zur 
Verwaltungsmodernisierung im Bereich Planen, Bauen und Um-
welt, herausgegeben von der Wüstenrot-Stiftung 2000. 

– Jann, Werner u.a., Status-Report Verwaltungsreform – Eine Zwi-
schenbilanz nach zehn Jahren, Berlin 2004. 

– Kißler, Leo/Bogumil, Jörg/Greifenstein, Ralph/Wiechmann, Elke, 
Moderne Zeiten im Rathaus? Reform der Kommunalverwaltungen 
auf dem Prüfstand der Praxis, Berlin 1997. 

– Lienhard, Andreas u.a. (Hrsg.), Zehn Jahre Public Management 
in der Schweiz. Bilanz, Irrtümer und Erfolgsfaktoren, Bern 2005. 

– Reichard, Christoph, Neues Steuerungsmodell – Anspruch und 
Wirklichkeit, in: Festschrift für Heinrich Mäding, Berlin 2006. 

– Rieder, Stefan, Evaluation von NPM-Projekten: Nutzen und Bei-
trag zur Meinungsbildung im Parlament in: Schedler, Kuno/Kettiger, 
Daniel (Hrsg.), Modernisieren mit der Politik, Bern 2003, 
S. 307-327. 

– Ritz, Adrian, Evaluation von New Public Management. Grundla-
gen und empirische Ergebnisse der Bewertung von Verwaltungs-
reformen in der Schweizerischen Bundesverwaltung, Bern 2003. 
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– Ritz, Adrian, Was bewirken Verwaltungsreformen? Evaluations-
modell und Ergebnisse aus der Schweizerischen Bundesverwal-
tung, Das Öffentliche Haushaltswesen in Österreich (ÖHW), Jg. 
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Anlage 3 

Verwaltungsmodernisierung und Nachhaltigkeit 

– Brandt, Karl-Werner (Hrsg.), Politik der Nachhaltigkeit. Voraus-
setzungen, Probleme, Chancen – eine kritische Diskussion, Berlin 
2002. 

– Frenzel, Eike Michael, Nachhaltigkeit als Prinzip der Rechts-
entwicklung? Beitrag zu einer praktischen Gesetzgebungslehre, 
Baden-Baden 2005. 

– Hill, Hermann, Die neue Verwaltung nachhaltig entwickeln – Bi-
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Anlage 4 
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Anlage 5 

Kriterien für nachhaltige Verwaltungsmodernisierung 

1. Leadership 

– erfolgreiche Vermittlung der Notwendigkeit der Modernisierung 

– Verständnis und Unterstützung der Modernisierungsziele  

– Klarheit der Modernisierungsstrategien 

– Vorhandensein von Macht- und Prozesspromotoren 

– Institutionalisierung/Verbindlichkeit 

2. Potentiale 

– Kompetenzen der Mitarbeiter 

– Bereitschaft zur Mitwirkung 

– Nutzenorientierung 

– Ressourcen und Kapazitäten der Organisation 

– Aktivierung und Entfaltung organisationaler Energie 

3. Kulturelle Kontexte 

– nationaler, kultureller Kontext 

– organisationaler Kontext 

– binnenorganisationaler Kontext 

4. Startbedingungen und Entwicklungskorridore 

– Geschichte und Herkunft der Organisation 

– Verwaltungsaufgaben und Bürgerkontakte 

– Anpassungserfordernisse und –erwartungen 

– Modernisierungs- und Reifegrad 

– Pfadvorgaben, Pfadabhängigkeit 
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5. Ordnung der Veränderung 

– rechtliche Rahmenbedingungen 

– behördeninterne Entscheidungsprozesse 

– Zusammenarbeit mit anderen Behörden, Partner, Netzwerke 

6. Leitbilder und Strategien 

– Vorstellung eines Zielbildes und einer möglichen Gesamtleistung 

– Verknüpfung von Einzelmaßnahmen mit Strategie- und Moderni-
sierungszielen 

– Adaptions- und Entwicklungsfähigkeit der Strategie 

7. Steuerung des Veränderungsprozesses 

– Zeit- und Ablaufplanung 

– Prozesskommunikation 

– Organisation und Projektmanagement, Qualitätssicherung 

– Professioneller Einsatz einzelner Instrumente 

– Verknüpfung der einzelnen Instrumente und ihrer Wirkungsrich-
tungen 

– Einbeziehung interner und externer Akteure 

– Reformverstärker (Feedback, Marketing) 

8. Verwirklichungsmanagement 

– Outcome- und Erfolgsorientierung 

– Wertschöpfungsbeitrag der Einzelmaßnahmen im Hinblick auf 
ihre Gemeinwohlrelevanz 

– Verknüpfung von Enablern und Results 

9. Reflexivität, Lernprozesse 

– Evaluation, Fortschrittsmessung 

– ständige Verbesserung i. S. eines Spiralmodells 

– selbsttragender Führungspersonen-unabhängiger Prozess 
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10. Übertragbarkeit 

– Definition isomorpher Rahmenbedingungen 

– Weitergabe und Auswertung des Reformwissens 

– Dekontextualisierung erfolgskritischer Faktoren 

– Bildung unabhängiger Variablen 

– Feststellung von „Wenn-Dann-Verläufen“ 




